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Angesichts des blutigen Kon-
flikts im Tal von Kashmir, 
der die Region spätestens 

seit seiner Radikalisierung Ende der 
1980er Jahre beschäftigt und sie be-
rüchtigt machte für die Gewaltspira-
le, mit der sich so genannte Religions-
konflikte verschärfen können, sind 
die neuerlichen Spannungen wohl 
kaum erwähnenswert. Allerdings sind 
sie im Hochgebirgsland von Ladakh 

ausgebrochen, das bisher als relativ 
friedlich galt. Die äußerst karge und 
unwirklich wirkende Himalaya-Sub-
region ist nicht nur in geographischer 
Hinsicht ein besonderer Flecken Erde. 
Der Unionsstaat Jammu & Kashmir 
( J&K) wird von der politischen Zen-
trale Indiens immer wieder als Symbol 
des Säkularismus betrachtet. Ladakh 
gilt aufgrund einer Geschichte zwi-
schenkonfessioneller Harmonie wohl 

als das Herzstück von J&K – im Kon-
trast beispielsweise zu den namensge-
benden Distrikten Jammu und Kash-
mir.

Kein Wunder: Seit vor mehr als 
vierhundert Jahren der buddhi-
stische Raja eine schiitische Adli-
ge aus der Nachbarregion Baltistan 
ehelichte breitete sich der Islam un-
ter der einheimischen Bevölkerung 
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Ladakh - ein neuer südasiatischer Krisenherd?

Wachsende Spannungen zwischen Buddhisten und Muslimen
Christoph Sprung

Gerüchte um die Entweihung eines Korans lösten Anfang Februar 2006 eine mehrtä-
gige Gewaltwelle zwischen zumeist jugendlichen muslimischen und buddhistischen 
Agitatoren in Ladakh aus. Um die Ausschreitungen zwischen Angehörigen der beiden 
Religionsgemeinschaften zu beenden, musste die Armee einschreiten. Nach Einschät-
zung von Experten und Beobachtern sind die Exzesse Anlass zu ernsthafter Sorge vor 
einer drastischen Verschärfung der Situation in der Himalaya-Region.
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in Ladakh aus. Auch nachfolgende 
buddhistische Herrscher vermähl-
ten sich immer wieder mit Musli-
mas. Bis zur Unabhängigkeit vor 
knapp 60 Jahren war die überkon-
fessionelle Heirat in der Region da-
her keine Seltenheit und damit eine 
Konsequenz aus den ohnehin kaum 
voneinander abweichenden Alltag-
spraktiken. Einige Essensgewohn-
heiten und der Konsum von Alko-
hol wurden konfessionell geregelt, 
aber die meisten – ob schiitische 
oder buddhistische - Ladakhis un-
terschieden sich in Sprache, Kultur 
und Traditionen kaum voneinander.

Das aus dem schiitisch dominierten 
Kargil-Distrikt und dem mehrheit-
lich von Buddhisten bewohnten Ver-
waltungsdistrikt Leh bestehende, 
äußerst spärlich besiedelte Ladakh 
umfasst nahezu Zweidrittel der Flä-
che des Unionsstaates. Doch bisher 
war nicht die gerade einmal 240.000 
Einwohner zählende Bevölkerung, 
sondern die geopolitische Lage für 
die Zentralregierung in New Delhi 
Anlass aufmerksamerer politischer 
Beobachtung: Um die Hochtäler der 
Gletscherregion Kargil, die in un-
mittelbarer Nachbarschaft zum pa-
kistanisch kontrollierten Baltistan 
liegt, war im Mai vor sieben Jahren 
zwischen den beiden südasiatischen 
Kontrahenten ein Konflikt entstan-
den. Aufgrund der nuklearen Be-
drohung im Zuge des militärischen 
Schlagabtausches wurde die kleine 
Ortschaft Kargil bekannt. 

Spannungen mit China

Die nördliche Atommacht annek-
tierte in den 1960er Jahren, dass bis 
dahin zu Ladakh gehörende Gebiet 
Aksai Chin. Seither leben Spekulati-
onen über den Zusammenhang zwi-
schen dem plötzlichen Tod des er-
sten indischen Premierministers 
Nehru aus Enttäuschung über die 
chinesische Okkupation fort. Die 
Zentralregierung in New Delhi be-
trachtet dieses Gebiet weiterhin als 
östlichen Teil Ladakhs und fordert 
es folglich zurück. Und darüber hi-
naus war natürlich auch die geogra-
phische Nähe zu Kashmir von Be-
deutung: Der nur wenige Monate 
im Jahr befahrbare National Highway 
von Leh über Kargil ins westlich ge-
legene Tal von Kashmir, der einem 
Nadelöhr gleich als Hauptader für 
die Versorgung mit Lebensmitteln 
und seit knapp drei Jahrzehnten 
auch als Reiseroute für Touristen 
fungiert, wurde niemals zum „Ein-
falltor“ so genannter islamischer 
Kämpfer aus den westlichen Di-
strikten Kashmirs. Wohl auch weil 
die muslimischen Bewohner, die 
mehrheitlich schiitisch sind, ange-
sichts der blutigen Auseinanderset-
zungen zwischen Schiiten und Sun-
niten in Pakistan eher pro-indisch 
orientiert sind.

Mit Ausbruch der militanten Ge-
walt im Tal vor nunmehr 17 Jahren 
empfanden viele Buddhisten ihre 
Zukunft innerhalb des Unionsstaa-

tes J&K als unsi-
cher. Diese Sor-
ge verstärkte sich 
durch die Forde-
rungen der mili-
tanten Kämpfer 
nach einer völ-
ligen Unabhän-
gigkeit oder gar 
dem Anschluss 
des Gebiets an 
Pakistan, in-
klusive Ladak-
hs. Durch eine 
höhere Wachs-
tumsrate der 

muslimischen Bevölkerung, einer 
spürbaren Benachteiligung bei der 
Vergabe öffentlicher Projekte und 
Jobs – einer offenkundigen Dis-
kriminierung durch die Regierung 
Kashmirs – wurde die Stimmung zu-
sehends konfessionell geprägt. Das 
zeigte sich, als lokale Politiker die 
Frage nach einer Autonomie Lehs 
oder gar die Annerkennung Ladak-
hs als selbstständigen Staat inner-
halb der Indischen Union forderten. 
Im Zuge dieser Agitation zwischen 
1989 und 1992 wurden von der Zen-
tralregierung alle lokalen Parteien 
aus Angst vor einem weiteren Kri-
senherd aufgelöst. Daraufhin ent-
stand die Ladakh Union Territory 
Front, die sich der administrativen 
Forderung verschrieben hat.

Schiitisch-buddhistische 
Spannungen

Das Gerücht von der Entwei-
hung des für alle Muslime heiligen 
Buches in einem entfernt liegenden 
Dorf traf in der von Schiiten domi-
nierten Kleinstadt Kargil am 5. Fe-
bruar ein. Zeitgleich fanden dort die 
schiitischen Prozessionsmärsche zu 
Muharram statt. Durch ein rasches 
Einwirken religiöser Führer, Politi-
ker und der Polizei konnte die Situ-
ation zunächst beruhigt werden.

Zwei Tage später kam es schließ-
lich doch zur Eskalation in der 
rund 230 Kilometer östlich gele-
genen Distrikthauptstadt Leh. Eine 
Gruppe schiitischer Jugendlicher, 
die in der örtlichen Imambara zum 
Muharram-Fest zusammengekom-
men war, veranlasste die Geschäfts-
leute im Bazar durch Schließung ih-
rer Läden, den Protest mit zu tragen. 
Dabei warfen sie einige paar Schuhe 
aus einem Geschäft eines streikun-
willigen Ladenbesitzers vor das 
Haus der Ladakh Buddhist Associati-
on (LBA). 

Unter Schirmherrschaft der chau-
vinistisch-buddhistischen LBA wur-
den Anfang der 1990er Jahre mus-
limische Geschäfte und Händler 

Panoramablick entlang des Srinagar-Kargil-Leh National High-
way zwischen Kargil und Leh, nahe der Distriktgrenze. Die Stra-
ße wurde dieses Jahr aufgrund der Witterung erst wieder in der 
ersten Maiwoche geöffnet.
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boykottiert. In Folge damaliger 
Auseinandersetzungen starben drei 
Menschen. Unterstützung erfuhr die 
LBA bei ihrem politischen Wunsch 
Ladakh als selbstständigen Staat in-
nerhalb der Indischen Union zu eta-
blieren, vor allem aus dem Lager der 
hindu-nationalistischen Organisa-
tionen Vishwa Hindu Parishad (Welt-
rat der Hindus, VHP) und Rashtriya 
Swayamsevak Sangh (Nationaler Frei-
willigenbund, RSS).

Am darauf folgenden Morgen tra-
fen sich mehrere Agitatoren im Büro 
eben dieser LBA. Es sollte über eine 
geeignete Vergeltung beraten wer-
den für den aus ihrer Sicht „Af-
front gegenüber ihrem Glauben“. 
Obwohl einige Behördenvertreter 
mit der LBA-Führung verhandel-
ten, die letztendlich von einem ge-
planten Protestmarsch absah, wurde 
ein muslimischer Polizist von einem 
aufgebrachten Mob schwer verletzt. 
In den folgenden Tagen fanden zahl-
reiche Übergriffe auf Muslime statt. 
Die Teilnehmer der schiitischen 
Aschura-Prozession am 8. und 9. Fe-
bruar wurden wiederholt mit Steinen 
beworfen und muslimische Häuser 
gingen in Flamen auf.

Eine Vergeltung folgte umgehend: 
Ein buddhistischer Polizist verlor 
durch den Schlag mit einer Eisen-
kette, die üblicherweise während der 
Selbstkasteiung anlässlich der Mu-

harram-Märsche 
eingesetzt wird, 
ein Auge.

In Kargil wur-
de das Haus des 
obersten loka-
len Polizeibe-
amten angezün-
det und mehrere 
hohe Behörden-
vertreter wieder-
holt mit Steinen 
beschmissen. Die 
Situation blieb 
trotz der Hinzu-
ziehung von Ar-

meeeinheiten und Angehörigen der 
indisch-tibetischen Grenzpolizei, 
die in den beiden Distrikthauptstäd-
ten Kargil und Leh wieder Ordnung 
herstellen sollten, bis zum 16. Febru-
ar angespannt.

Um nachzuvollziehen, wie aus 
einem Gerücht in einer Dorf-Mo-
schee gewalttätige Auseinanderset-
zungen in ganz Ladakh entstehen 
konnten, müssen die Einzeltaten ge-
nauer analysiert werden. Dabei wird 
schnell deutlich, dass die Gewalt kei-
neswegs unter religiösen Vorzeichen 
- wie es das schiitische-Muslime-ge-
gen-Buddhisten-Schema vermuten 
lässt - einzuordnen sind. Eine kaum 
zu unterschätzende lokale Hand-
lungsebene markierten beispielswei-
se die Übergriffe in Kargil am 11. 
Februar. Dort gerieten nicht ein-
heimische Buddhisten, sondern das 
Büro der autonomen Verwaltung des 
Ladakh Autonomous Hill Development 
Council Kargil und des Vorsitzenden 
Asgar Ali Karbalaie ins Fadenkreuz 
der Angreifer. Der der Kongresspar-
tei (Indian National Congress, INC) ver-
bundene Lokalpolitiker Karbalaie 
steht dem Regionalrat vor und ver-
drängte während der letzten Parla-
mentswahlen im Unionsstaat einige 
Ratsmitglieder, die der Nationalkon-
ferenz (National Conference, NC) an-
gehören. Die nun angespannte Lage 
bot sich diesen als Gelegenheit sich 
nicht nur verbal bei Karbalaie für 
den Machtverlust zu revanchieren.

Hinter dieser partei-politischen 
Rivalität steht gleichwohl ein tief-
erer Disput: Dem Alleinvertretungs-
anspruch für die Schiiten Kargils. 
So wird die traditionelle Ordnung 
von der Islamia Schule vertreten, 
die von der geistlichen Klasse (der 
Ulama) vertreten wird. Demgegen-
über steht der Imam Khomeini Me-
morial Trust (IKMT). Dieser vertritt 
und verfolgt die Aspirationen einer 
Händler- und Geschäftselite, die 
sich offensichtlich am iranischen 
Gesellschaftsmodell orientieren. 
Hohe Funktionäre des IKMT ver-
fügen über langjährige Erfahrungen 
im Iran und lokale Jugendliche wer-
den häufig zur religiösen Unterwe-
sung dorthin geschickt. Wenngleich 
der IKMT ähnlich der Islamia 
Schule stark chauvinistisch bezüg-
lich religiöser Praktiken ausgeprägt 
ist, gilt er im Bildungs- und Sozial-
bereich als reformfreudig, insbeson-
dere in der Etablierung von Mäd-
chenschulen.

Vor den letzten Unionsstaats-Par-
lamentswahlen brach der IKMT 
den Bund mit der Islamia School 
und unterstützte einen unabhän-
gigen Kandidaten, der gleichzeitig 
vom INC getragen wurde. Wenn-
gleich der IKMT-Kandidat verlor, 
war dies das Ende der bis dahin 
stets einheitlichen Unterstützung 
der Schiiten für die NC. Im Dezem-
ber 2003 schlug die Islamia School 
durch den Sieg bei den Wahlen zum 
neu geschaffenen Hill Development 
Council Kargil zurück. Kurz darauf 
gelang es Karbalaie und dem IKMT, 
gleichsam putschartig, die Macht im 
Regionalrat an sich zu reißen.

Auch in Leh hatten die gewalttä-
tigen Übergriffe zwischen den ver-
meintlich völlig unterschiedlichen 
Religionsgängern lokalpolitische 
und nicht etwa konfessionelle Grün-
de. Seit Jahren stellten Lokalpoliti-
ker die Anerkennung Ladakhs als 
selbständigen Staat in der Indischen 
Union als eine einhellige Forde-
rung der buddhistischen Bevölke-
rungsmehrheit dar. Zweifel an der 

Leh. Am Ende des Bazars steht die Jama Masjid (Freitags-Mo-
sche), die von 1666-67 erbaut wurde, als Ergebnis eines Ver-
trages zwischen dem Mogulherrscher Aurangzeb Alamgir und 
dem Herrscher Ladakhs Deldan Namgyal.
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Einheitlichkeit dieser Forderung 
wurden erstmals im vergangenen 
Dezember laut. Durch Äußerungen 
des Präsidenten der LBA und seiner 
politischen Neuausrichtung fand 
auch hier offen eine Art „Schis-
ma“ innerhalb der Buddhisten Lehs 
statt.

Balraj Puri, Direktor des Instituts 
für Angelegenheiten in J&K, stellt 
die Gewalt zwischen Buddhisten 
und Muslims als Ergebnis einer 
kontinuierlichen Polarisation dar. 
So hinterfragte er in einem Leitar-
tikel im Indian Express, warum nie-
mand auf die potenzielle Gefahr 
eingegangen sei, die der Wahlaus-
gang des autonomen Regionalrats 
von Leh im vergangenen Oktober 
bedeutete. Damals gewannen alle 
Mandate Kandidaten mit der Kon-
fession, die jeweils die Mehrheit in 
einem Wahlbezirk stellte.

Für die lokalen Eliten scheint 
durch den stetig zunehmenden Tou-
rismus, den daraus resultierenden 
Geldern sowie aus Verträgen mit 
der indischen Armee, politische Au-
tonomie mehr als jemals zuvor en-
orm bedeutsam. Durch den eben-
falls damit verbundenen Zuzug von 
„Auswärtigen“ wird eine xenopho-
be Angst vor der vermeintlich ei-
genen Marginalisierung geschürt. 
Dabei werden aber nicht die Immi-
granten aus den östlich von Leh ge-
legenen ländlichen Gebieten, denen 
der nordindischen Ebene oder die 
ebenfalls aus historischen Zusam-
menhängen mittlerweile größte re-
ligiöse Minderheit der sunnitischen 
Muslime angegriffen, sondern aus-
schließlich die Schiiten.

In Kargil gibt es durch die Geld-
er aus Verträgen mit der indischen 
Armee gar eine völlig neue Klas-
se von Auftragsnehmern. Sie er-
achtet Religion offensichtlich als 
brauchbar, um ihre Macht und da-
durch auch Einfluss zu konsolidie-
ren. Doch auch die Entwicklungs-
gelder des autonomen Regionalrats 
fördern Missgunst und Neid. Sollte, 

wie viele Kargilis hoffen, die Waf-
fenstillstandslinie zwischen In-
dien und Pakistan in naher Zu-
kunft durchlässiger werden, könnte 
schon bald der Handel nach Balti-
stan und mit dem noch weiter nörd-
lich gelegenen Gilgit aufgenommen 
werden. Dadurch würde es Kargil 
ermöglicht, die jahrzehntelangen 
ökonomischen Fesseln an Srinagar 
und Leh zumindest teilweise zu lo-
ckern.

Praveen Swami vom indischen Po-
lit-Magazin Frontline vermutet hin-
ter der angeblichen Entweihung des 
Korans daher auch eine bewusst in 
Kauf genommene Provokation. Was 
auch immer der tatsächliche Grund 
für die Gewaltwelle in Ladakh war, 
durch mittlerweile sogar über SMS 
versendete Boykott-Aufrufe gegen-
über Angehörigen der anderen Re-
ligionsgemeinschaft wird die Stim-
mung zwischen den beiden größten 
Gemeinden zum Beginn der Tou-
risten-Saison 2006 erheblich ver-
dorben. Da die konkreten Vorteile 
aus einer vereinfachenden religiös-
begründeten Agitation zu überwie-
gen scheinen, fürchten Experten 
für Ladakh den „kaschmirischen 
Weg“..

Doch genau dabei verdeutli-
cht sich ein weiteres Problem: Die 
starken politisch-administrativen 
Rechte Kashmirs. Ladakh, ein Ge-
biet fast doppelt so groß wie Bel-
gien, hat keinesfalls die gleichen 
Rechte wie die Regionen Kashmir 
oder Jammu. Als Subgebiet der Re-
gion Kashmir sitzen die zustän-
digen Verwaltungsbeamten nach 
wie vor im 450 Kilometer von Leh 
entfernten Srinagar. Für Premiermi-
nister Rao, unter dem sich vor nun-
mehr elf Jahren der autonome Hill 
Council in Leh als Zugeständnis an 
die buddhistische Lobby formierte, 
war schon damals Leh ein Synonym 
für Ladakh. Weder die Machtbefug-
nis des angeblich autonomen Rats 
in Kargil, noch die seines Pendants 
in Leh ist mit der eines Dorfrates 
im indischen Flachland zu verglei-

chen (Gemeint sind die Zila Paris-
hads im Panchayati Raj ). Die dop-
pelten Verwaltungsstrukturen sind 
eher eine Hilfe, die bis zur Schaf-
fung der Verwaltungseinheit Kargil 
im Jahre 1978 fest zusammen gehö-
renden Region zu entzweien.

Balraj Puri zufolge bedarf es da-
her eines Dialogs zwischen den po-
litischen und religiösen Führern der 
beiden großen Bevölkerungsgrup-
pen Ladakhs. Um nicht nur alte 
Schlachtrufe von Einheit durch Un-
terschiedlichkeit zu bemühen, müs-
sen im föderalen Kontext admini-
strative und politische Reformen in 
Angriff genommen werden. Die bei-
den Distrikte zusammen stellen ein 
Abgeordnetenmandat im indischen 
Unionsparlament der Lok Sabha. 
Um die regelmäßig wiederkehrende 
religiös gefärbte Rhetorik der Kan-
didaten und anderer Populisten aus-
zuschließen, wäre beispielsweise für 
beide Distrikte je ein Sitz denkbar. 
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